
Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 14. März 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Městský soud v 
Praze — Tschechische Republik) — Česká spořitelna, a.s./ 

Gerald Feichter 

(Rechtssache C-419/11) ( 1 ) 

(Verordnung (EG) Nr. 44/2001 — Gerichtliche Zuständigkeit 
sowie Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen — Art. 5 Nr. 1 Buchst. a und Art. 
15 Abs. 1 — Begriffe „Vertrag oder Ansprüche aus einem 
Vertrag“ und „Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag, 
den ein Verbraucher geschlossen hat“ — Wechsel — 

Wechselbürgschaft — Sicherung eines Kreditvertrags) 

(2013/C 141/08) 

Verfahrenssprache: Tschechisch 

Vorlegendes Gericht 

Městský soud v Praze 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Česká spořitelna, a.s. 

Beklagter: Gerald Feichter 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Městský soud v Praze — Aus­
legung von Art. 5 Abs. 1 Buchst. a und Art. 15 Abs. 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 
2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen (ABl. L 12, S. 1) — Begriffe „Vertrag oder Ansprüche aus 
einem Vertrag“ und „Vertrag oder Ansprüche aus einem Vertrag, 
den ein Verbraucher geschlossen hat“ — Gerichtliche Zuständig­
keit für die Entscheidung eines Rechtsstreits über eine Wechsel­
forderung des Geschäftsführers einer Gesellschaft, der für einen 
von dieser Gesellschaft zugunsten einer Bank zur Sicherung 
eines Darlehensvertrags ausgestellten Blankowechsel eine Wech­
selbürgschaft übernommen hat — Bestimmung des Erfüllungs­
orts, wenn der Wechsel zunächst keine Angabe des Zahlungs­
orts enthalten hat 

Tenor 

1. Art. 15 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates 
vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- 
und Handelssachen ist dahin auszulegen, dass eine natürliche 
Person, die mit einer Gesellschaft beruflich oder gewerblich eng 
verbunden ist, etwa als deren Geschäftsführer oder Mehrheitsbetei­
ligter, nicht als Verbraucher im Sinne dieser Vorschrift angesehen 
werden kann, wenn sie eine Wechselbürgschaft für einen Wechsel 
übernimmt, der als Garantie für die Verbindlichkeiten dieser Ge­
sellschaft aus einem Vertrag über die Gewährung eines Kredits 
begeben wurde. Daher kommt diese Vorschrift nicht zur Anwen­
dung, um das zuständige Gericht für eine Klage zu bestimmen, 
mit der der in einem Mitgliedstaat ansässige Begünstigte eines 
Wechsels, der bei der Unterzeichnung nicht vollständig ausgefüllt 
und später vom Begünstigten vervollständigt wurde, die Ansprüche 
aus dem Wechsel gegen den in einem anderen Mitgliedstaat woh­
nenden Wechselbürgen geltend macht. 

2. Art. 5 Nr. 1 Buchst. a der Verordnung Nr. 44/2001 kommt zur 
Anwendung, um das zuständige Gericht für eine Klage zu bestim­
men, mit der der in einem Mitgliedstaat ansässige Begünstigte 
eines Wechsels, der bei der Unterzeichnung nicht vollständig aus­
gefüllt und später vom Begünstigten vervollständigt wurde, die 
Ansprüche aus dem Wechsel gegen den in einem anderen Mit­
gliedstaat wohnenden Wechselbürgen geltend macht. 

( 1 ) ABl. C 311 vom 22.10.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 
14. März 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Obersten Gerichtshofs — Österreich) — Jutta Leth/ 

Republik Österreich, Land Niederösterreich 

(Rechtssache C-420/11) ( 1 ) 

(Umwelt — Richtlinie 85/337/EWG — Umweltverträglich­
keitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten — Genehmigung eines solchen Projekts ohne 
angemessene Umweltverträglichkeitsprüfung — Ziele der 
Umweltverträglichkeitsprüfung — Voraussetzungen für einen 
Entschädigungsanspruch — Einbeziehung des Schutzes 

Einzelner gegen Vermögensschäden) 

(2013/C 141/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberster Gerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Jutta Leth 

Beklagte: Republik Österreich, Land Niederösterreich 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberster Gerichtshof — Aus­
legung von Art. 3 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 
27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei be­
stimmten öffentlichen und privaten Projekten (ABl. L 175, 
S. 40) in der durch die Richtlinien 97/11/EG des Rates vom 
3. März 1997 (ABl. L 73, S. 5) und 2003/35/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 (ABl. L 156, 
S. 17) geänderten Fassung — Genehmigung eines Projekts ohne 
angemessene Umweltverträglichkeitsprüfung — Klage eines Ein­
zelnen auf eine Entschädigung für die durch das Projekt ver­
ursachte Minderung des Werts seiner Liegenschaft — Ziele der 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten — Frage der Einbeziehung des Schutzes Ein­
zelner vor Vermögensschäden
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Tenor 

Art. 3 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten in der durch die Richtlinien 97/11/EG des 
Rates vom 3. März 1997 und 2003/35/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 26. Mai 2003 geänderten Fassung ist 
dahin auszulegen, dass die Umweltverträglichkeitsprüfung nach diesem 
Artikel die Bewertung der Auswirkungen des fraglichen Projekts auf 
den Wert von Sachgütern nicht einschließt. Vermögensschäden sind 
aber vom Schutzzweck dieser Richtlinie umfasst, soweit sie unmittel­
bare wirtschaftliche Folgen der Auswirkungen eines öffentlichen oder 
privaten Projekts auf die Umwelt sind. 

Nach dem Unionsrecht und unbeschadet weniger einschränkender na­
tionaler Rechtsvorschriften im Bereich der Haftung des Staates verleiht 
das Unterlassen einer Umweltverträglichkeitsprüfung unter Verletzung 
der Anforderungen dieser Richtlinie als solches einem Einzelnen grund­
sätzlich keinen Anspruch auf Ersatz eines reinen Vermögensschadens, 
der durch die von Umweltauswirkungen des Projekts verursachte Min­
derung des Werts seiner Liegenschaft entstanden ist. Es ist jedoch 
Sache des nationalen Gerichts, zu prüfen, ob die Anforderungen des 
Unionsrechts, die für den Entschädigungsanspruch gelten, u. a. das 
Vorliegen eines unmittelbaren Kausalzusammenhangs zwischen dem 
behaupteten Verstoß und den erlittenen Schäden, erfüllt sind. 

( 1 ) ABl. C 319 vom 29.10.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 14. März 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas 
Senāts — Lettland) — Valsts ieņēmumu dienests/Ablessio 

SIA 

(Rechtssache C-527/11) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG — Art. 213, 214 
und 273 — Identifizierung der Mehrwertsteuerpflichtigen — 
Versagung einer Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer mit 
der Begründung, dass der Steuerpflichtige nicht über die 
materiellen, technischen und finanziellen Mittel verfügt, um 
die angegebene wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben — 
Rechtmäßigkeit — Bekämpfung von Steuerhinterziehung — 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit) 

(2013/C 141/10) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Valsts ieņēmumu dienests 

Beklagte: Ablessio SIA 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus­
legung des Art. 214 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys­
tem (ABl. L 347, S. 1) in Verbindung mit Art. 273 dieser Richt­
linie — Nationale Rechtsvorschriften, die vorsehen, dass die 
Eintragung in das Register der mehrwertsteuerpflichtigen Per­
sonen abgelehnt werden kann, wenn der Steuerpflichtige keine 
oder falsche Angaben zu seinen materiellen, technischen und 
finanziellen Möglichkeiten zur Ausübung der angeführten wirt­
schaftlichen Tätigkeit macht — Ablehnung der Eintragung einer 
Gesellschaft in das Register der mehrwertsteuerpflichtigen Per­
sonen mit der Begründung, dass sie nicht fähig sei, die angege­
bene wirtschaftliche Tätigkeit auszuüben 

Tenor 

Die Art. 213, 214 und 273 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
sind dahin auszulegen, dass sie es der Steuerverwaltung eines Mitglied­
staats verwehren, einer Gesellschaft die Zuteilung einer Mehrwertsteu­
er-Identifikationsnummer nur deshalb zu versagen, weil sie nach An­
sicht dieser Verwaltung nicht über die materiellen, technischen und 
finanziellen Mittel verfügt, um die angegebene wirtschaftliche Tätigkeit 
auszuüben, und der Inhaber der Anteile dieser Gesellschaft bereits 
mehrfach eine solche Nummer für Gesellschaften erhalten hat, die 
nie wirklich eine wirtschaftliche Tätigkeit ausgeübt haben und deren 
Anteile kurz nach der Zuteilung dieser Nummer übertragen wurden, 
ohne dass die betreffende Steuerverwaltung anhand objektiver Anhalts­
punkte dargelegt hat, dass ernsthafte Anzeichen für den Verdacht 
bestehen, dass die zugeteilte Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer in 
betrügerischer Weise verwendet werden wird. Es ist Sache des vorlegen­
den Gerichts, zu würdigen, ob die Steuerverwaltung ernsthafte Anzei­
chen für das Vorliegen eines Risikos der Steuerhinterziehung im Aus­
gangsverfahren vorgelegt hat. 

( 1 ) ABl. C 6 vom 7.1.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 
14. März 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichts Frankfurt (Oder) — Deutschland) — 
Agrargenossenschaft Neuzelle e. G./Landrat des 

Landkreises Oder-Spree 

(Rechtssache C-545/11) ( 1 ) 

(Gemeinsame Agrarpolitik — Verordnung (EG) Nr. 73/2009 
— Art. 7 Abs. 1 und 2 — Modulation der Direktzahlungen 
für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe — Zusätzliche 
Kürzung der Direktzahlungen — Gültigkeit — Grundsatz 

des Vertrauensschutzes — Diskriminierungsverbot) 

(2013/C 141/11) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)
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